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Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Freiburg
vom 16.10.2019 wird zurÃ¼ckgewiesen.

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

Â 

Tatbestand

Zwischen den Beteiligten ist die GewÃ¤hrung einer Rente wegen Erwerbsminderung
streitig.

Der am 1961 in P geborene KlÃ¤ger zog im Juni 1986 in die Bundesrepublik
Deutschland zu. Er ist als Vertriebener anerkannt. In P war der KlÃ¤ger ua im
Braunkohletagebau als â��Bohrmannâ�� beschÃ¤ftigt. Nach seiner Ã�bersiedlung
in die Bundesrepublik Deutschland war der KlÃ¤ger ua mehrfach selbststÃ¤ndig
tÃ¤tig. Sein Versicherungsverlauf vom 18.05.2018 (Bl 31 der SG-Akten) weist ua
Pflichtbeitragszeiten infolge des Bezugs von ArbeitslosengeldÂ II vom 15.11.2006
bis zum 30.11.2008 sowie vom 07.09.2010 bis zum 31.12.2010, Anrechnungszeiten
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wegen des Bezugs von ArbeitslosengeldÂ II vom 01.01.2011 bis zum 30.04.2012
sowie vom 01.01.2013 bis zum 31.07.2013, Pflichtbeitragszeiten aufgrund einer
BeschÃ¤ftigung vom 22.04.2013 bis 15.09.2013, Zeiten des Bezugs von Kranken-
oder Ã�bergangsgeld vom 16.09.2013 bis 01.02.2015 sowie von Arbeitslosengeld
vom 02.02.2015 bis 30.09.2015 auf. Vom 04.12.2015 bis zum 14.12.2015 bestand
Arbeitslosigkeit ohne Leistungsbezug. Im Jahr 2016 stand der KlÃ¤ger wieder im
Bezug von Arbeitslosengeld II.

Im Jahr 2013 wurde bei dem KlÃ¤ger eine hypertrophe Kardiomyopathie
(Erkrankung der Herzmuskulatur) festgestellt, nachdem der KlÃ¤ger unter
progredienter Angina pectoris (Brustenge), Belastungsdyspnoe sowie
Schwindelsymptomatik gelitten hatte (Entlassbericht des O vom 29.08.2013, Bl 199
der SG-Akten). WÃ¤hrend des stationÃ¤ren Aufenthalts im Zentrum fÃ¼r Innere
Medizin des Uklinikums U1 vom 24.02.2014 bis 06.03.2014 wurde bei hypertroph
obstruktiver Kardiomyopathie eine transkoronare Ablation der Septum-Hypertrophie
(sog TASH) durchgefÃ¼hrt (Entlassbericht des R vom 06.03.2014, Bl 147 der SG-
Akten). Nachdem diese Therapie keine nachhaltige Besserung zeigte und bei dem
KlÃ¤ger Schwindelattacken und Belastungsdyspnoe der Funktionsklasse III
auftraten, wurden im Herzzentrum G wÃ¤hrend des stationÃ¤ren Aufenthalts vom
25.09.2014 bis 11.10.2014 eine erweiterte Myektomie (Muskelentfernung),
Mobilisierung und Teilexzision des anterioren und postanterioren Papillarmuskels
(VorstÃ¼lpung desÂ HerzmuskelsÂ in das Herzinnere, der Ã¼ber SehnenfÃ¤den mit
zwei der Segel einerÂ SegelklappeÂ zwischen Vorhof und Herzkammer verbunden
ist ), Resektion hypertrophierter Trabekel und DDD-Schrittmacherimplantation
durchgefÃ¼hrt (Entlassbericht des S vom 11.10.2014, Bl 93 der SG-Akten). In der
Zeit vom 16.10.2014 bis 05.11.2014 absolvierte der KlÃ¤ger eine stationÃ¤re
MaÃ�nahme der medizinischen Rehabilitation in der Klinik K, aus der er
arbeitsunfÃ¤hig und mit einem beruflichen LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r leichte
Arbeiten, Ã¼berwiegend im Sitzen, zeitweise im Stehen und Gehen von sechs
Stunden und mehr entlassen wurde. Im Entlassbericht des T vom 06.11.2014 wurde
die Diagnosen hypertroph obstruktive Kardiomyopathie genannt und ZustÃ¤nde
nach den vorangegangenen Eingriffen beschrieben. Der KlÃ¤ger sei arbeitsunfÃ¤hig
entlassen worden, eine Reevaluation sei fÃ¼r Anfang 2015 vorgesehen. Langfristig
kÃ¶nne der KlÃ¤ger mÃ¶glicherweise arbeitsfÃ¤hig werden fÃ¼r leichte
TÃ¤tigkeiten. Die Beklagte leitete kein Verfahren zur PrÃ¼fung der Umdeutung des
Antrages auf Leistungen zur Teilhabe in einen Rentenantrag nach Â§Â 116 AbsÂ 2
Sechstes Buch Sozialgesetzbuch (SGBÂ VI) ein, weil der KlÃ¤ger die
versicherungsrechtlichen Voraussetzungen fÃ¼r eine Rente wegen verminderter
ErwerbsfÃ¤higkeit aus ihrer Sicht nicht erfÃ¼llt hatte (Schreiben vom 05.01.2015). 

Â Bereits am 18.12.2013 hatte der KlÃ¤ger bei der Beklagten erstmals Rente wegen
Erwerbsminderung beantragt. Den Rentenantrag lehnte die Beklagte mit Bescheid
vom 16.01.2014 ab, weil die besonderen versicherungsrechtlichen Voraussetzungen
nicht erfÃ¼llt seien. Unter BerÃ¼cksichtigung eines mÃ¶glichen Eintritts einer
Erwerbsminderung zum 18.12.2013 enthalte das Versicherungskonto in dem
maÃ�geblichen Zeitraum vom 01.08.2007 bis zum 17.12.2013 lediglich 29 Monate
mit PflichtbeitrÃ¤gen. Auch habe der KlÃ¤ger vor dem 01.01.1984 die allgemeine
Wartezeit von fÃ¼nf Jahren nicht zurÃ¼ckgelegt. Den Widerspruch des KlÃ¤gers
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wies die Beklagte mit Widerspruchsbescheid vom 23.05.2014 zurÃ¼ck.

K1 gelangte in ihrem Gutachten vom 27.01.2015 fÃ¼r die Agentur fÃ¼r Arbeit A zu
der EinschÃ¤tzung, dass bei dem KlÃ¤ger eine Minderung der LeistungsfÃ¤higkeit
vorlÃ¤ge, die keine versicherungspflichtige, mindestens fÃ¼nfzehn Stunden
wÃ¶chentlich umfassende BeschÃ¤ftigung voraussichtlich lÃ¤nger als sechs
Monate, aber nicht auf Dauer zulasse.

Am 19.02.2015 beantragte der KlÃ¤ger erneut Rente wegen Erwerbsminderung.
Auch diesen Antrag lehnte die Beklagte ab, weil die besonderen
versicherungsrechtlichen Voraussetzungen nicht erfÃ¼llt seien (Bescheid vom
27.02.2015). 

Auf Ersuchen des SozialhilfetrÃ¤gers O1 nach Â§Â 45 ZwÃ¶lftes Buch
Sozialgesetzbuch (SGBÂ XII) im Hinblick auf einen Antrag des KlÃ¤gers aus dem
September 2015 auf Leistungen der Grundsicherung im Alter und bei
Erwerbsminderung schloss sich der Arzt fÃ¼r Innere Medizin Z (Sozialmedizinischer
Dienst der Beklagten) in seinem Gutachten nach Aktenlage vom 15.12.2015 der
Leistungsbeurteilung der Reha-Klinik K an und ging von einem LeistungsvermÃ¶gen
fÃ¼r leichte kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeiten auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt von sechs
Stunden aus. Die Beklagte beantwortete das Ersuchen mit Schreiben vom
21.12.2015 dahingehend, dass der KlÃ¤ger die Voraussetzungen des Â§Â 41 AbsÂ 3
SGBÂ XII nicht erfÃ¼lle, weil er unter den Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen
Arbeitsmarktes noch mindestens drei Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig sein kÃ¶nne. 

Den Widerspruch des KlÃ¤gers gegen den Bescheid vom 27.02.2015 wies die
Beklagte mit Widerspruchsbescheid vom 11.01.2016 zurÃ¼ck. Seine Klage hatte
keinen Erfolg. 

Nachdem der KlÃ¤ger gegen die Ablehnung von Grundsicherungsleistungen nach
dem SGBÂ XII Widerspruch eingelegt hatte, richtete der O1 an die Beklagte erneut
ein Ersuchen nach Â§Â 45 SGBÂ XII (Schreiben vom 13.Â November 2016). Nach
Beiziehung von Befundunterlagen gelangte der Beratungsarzt Z nach ambulanter
Untersuchung des KlÃ¤gers am 09.12.2016 in seinem Gutachten vom 12.12.2016
â�� unter BerÃ¼cksichtigung der Diagnosen hÃ¤modynamisch relevante
Aorteninsuffizienz, mindestens mittelschwer bei dilatierter Aortenwurzel,
FuÃ�heberparese rechts KraftgradÂ 4/5 und SchwerhÃ¶rigkeit â�� zu der
EinschÃ¤tzung, dass der KlÃ¤ger leichte kÃ¶rperliche Arbeiten, zeitweise im Stehen,
Gehen, Ã¼berwiegend im Sitzen, in Tagesschicht ohne besonderen Zeit- und
Termindruck, ohne Hitzebelastung und ohne TÃ¤tigkeiten mit erhÃ¶hter
Unfallgefahr sowie ohne TÃ¤tigkeiten in unebenem GelÃ¤nde nur unter drei
Stunden verrichten kÃ¶nne. Die getroffenen Feststellungen wÃ¼rden seit
08.09.2015 gelten. Die Dauer der Leistungsminderung werde voraussichtlich drei
Jahre und lÃ¤nger bestehen. Mit Schreiben vom 13.01.2017 unterrichtete die
Beklagte den SozialhilfetrÃ¤ger Ã¼ber das Begutachtungsergebnis. 

Am 03.04.2017 beantragte der KlÃ¤ger erneut Rente wegen Erwerbsminderung. In
der Anlage zum Rentenantrag zur Feststellung der Erwerbsminderung gab der
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KlÃ¤ger an, dass er sich seit 2013 fÃ¼r erwerbsgemindert halte. Seit November
2015 bestehe eine hÃ¤modynamisch relevante Aorteninsuffizienz mittelschwer. Im
SelbsteinschÃ¤tzungsbogen vom 03.04.2017 fÃ¼hrte der KlÃ¤ger zur
BegrÃ¼ndung aus, dass bei leichter Belastung es zu Schwindel-Attacken,
Atembeschwerden, manchmal zur Bewusstlosigkeit (seit November 2015) komme.
Zudem sei er seit Jahren schwerhÃ¶rig. Auch habe er beim Gehen und langen
Stehen Probleme. 

Die Beklagte lehnte den Rentenantrag vom 03.04.2017 durch Bescheid vom
18.07.2017 ab, weil die besonderen versicherungsrechtlichen Voraussetzungen
nicht erfÃ¼llt seien. Die Beklagte habe festgestellt, dass der KlÃ¤ger seit dem
08.09.2015 dauerhaft voll erwerbsgemindert sei. Dem Versicherungsverlauf des
KlÃ¤gers kÃ¶nnten in dem maÃ�geblichen Zeitraum vom 01.02.2009 bis
07.09.2015 nicht 36 Monate Pflichtbeitragszeiten entnommen werden. In diesem
Zeitraum habe der KlÃ¤ger nur 34 Monate mit PflichtbeitrÃ¤gen. Daher erfÃ¼lle er
nicht die besonderen versicherungsrechtlichen Voraussetzungen. Auch habe der
KlÃ¤ger nicht die allgemeine Wartezeit vor dem 01.01.1984 erfÃ¼llt. 

Gegen diesen Bescheid erhob der KlÃ¤ger am 30.08.2017 Widerspruch. Das in der
BegrÃ¼ndung genannte Datum 08.09.2015 betreffe den Antrag auf
Grundsicherung. Zu diesem Zeitpunkt habe er lediglich eine hypertrophe
obstruktive Kardiomyopathie gehabt. Die neuen Befunde bei Herzkrankheit hÃ¤tten
noch nicht vorgelegen. Vom 15.10.2015 bis 18.10.2015 sei er in der Uklinik U1 zur
Umstellung auf ein neues Herzmedikament behandelt worden. Im Februar 2016
habe sich dann diese Herzkrankheit wesentlich verschlechtert. Er habe die
Pflichtbeitragszeit erreicht. Es sei zu einer Verschlechterung der Herzerkrankung
gekommen. 

Die Beklagte wies den Widerspruch mit Widerspruchsbescheid vom 13.10.2017 als
unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck. Der Anspruch auf die beantragte Rente wegen
Erwerbsminderung scheitere daran, dass die versicherungsrechtlichen
Voraussetzungen nicht erfÃ¼llt seien. Der KlÃ¤ger sei nicht in der Lage, mindestens
drei Stunden tÃ¤glich einer ErwerbstÃ¤tigkeit nachzugehen. Nach dem
vorliegenden Gutachten des Sozialmedizinischen Dienstes vom 12.12.2016 seien
diese Feststellungen zumindest seit dem 08.09.2015 anzunehmen. Die Annahme
eines spÃ¤teren Leistungsfalles lasse sich unter BerÃ¼cksichtigung der
Krankheitsgeschichte und der vorliegenden medizinischen Unterlagen nicht
begrÃ¼nden. 

Dagegen hat der KlÃ¤ger am 15.11.2017 Klage zum Sozialgericht Freiburg (SG)
erhoben. Seit 2015 bekomme er von der Beklagten immer wieder dieselbe Antwort,
dass der Beginn seiner Herzerkrankung im August 2013 liege und fÃ¼r den
gesamten Zeitraum Pflichtmonate fehlten. Die Beklagte habe zu keinem Zeitpunkt
richtig geprÃ¼ft, dass in der Zeit seit August 2013 verschiedene Herzerkrankungen
vorgelegen hÃ¤tten. Nach seiner HOCM (hypertrophe obstruktive Kardiomyopathie)
-Herzerkrankung in den Jahren 2014 und 2015 hÃ¤tten alle Kardiologen
zugestimmt, dass die genannte Herzerkrankung HOCM nach der Operation beseitigt
worden sei. Nach langer Zeit habe sich sein gesundheitlicher Zustand ab Anfang
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2016 verschlechtert. Im Dezember 2016 sei er dann bei der Untersuchung in
Karlsruhe gewesen. Hier habe der Arzt festgestellt, dass seine HOCM nicht mehr
existiere und geheilt worden sei. Es sei eine neue und weitere Herzerkrankung
festgestellt worden, seine Herzklappen seien mittelschwer bis schwer beschÃ¤digt
und die Aortenwurzel sei stark verbreitet. Bis 2016 habe dies kein Arzt vorher
festgestellt. Die Ã�rzte der Beklagten sollten somit das Datum 12.12.2016 als
Beginn fÃ¼r die Aortenkrankheit und die Krankheit der Herzklappe annehmen und
nicht den 05.08.2015, der mit dem ersten Herzfehler zu tun habe. Die Ã�rzte von
der Uklinik U1 hÃ¤tten am 11.03.2017 die gleichen Symptome festgestellt. Die
Krankheit sei erst vor ein paar Monaten eingetreten und nicht lÃ¤nger als ein Jahr.
Im September 2017 sei noch ein Herzinfarkt dazugekommen. Der KlÃ¤ger hat ua
Befundberichte des Kardiologen Z2 vom 27.10.2017, des S1 vom 10.05.2016 und
11.03.2017 sowie des W vom 07.03.2017 vorgelegt. 

Die Beklagte ist der Klage entgegengetreten. Der Leistungsfall sei bereits am
08.09.2015 eingetreten. Die versicherungsrechtlichen Voraussetzungen wÃ¤ren erst
bei einem im November 2015 eingetretenen Leistungsfall erfÃ¼llt. 

Das SG hat die behandelnden Ã�rzte als sachverstÃ¤ndige Zeugen einvernommen.
Der Kardiologe Z2 hat mit Schreiben vom 05.10.2018 Ã¼ber Vorstellungen des
KlÃ¤gers seit Dezember 2014 in sechsmonatigen AbstÃ¤nden zur
Schrittmacherkontrolle und einmal pro Jahr zur Echokardiographie berichtet. Der
KlÃ¤ger leide an einer hypertroph obstruktiven Kardiomyopathie (HOCM), welche
zunÃ¤chst mit einer TASH in U1 MÃ¤rz 2014 und dann bei unbefriedigendem
Ergebnis operativ per Myektomie im Uklinikum G im Oktober 2014 operiert worden
sei. Im Rahmen der Operation sei es zu hÃ¶hergradigen AV-Blockierungen
gekommen, welche eine Schrittmacherimplantation notwendig gemacht hÃ¤tten.
DarÃ¼ber hinaus bestÃ¼nden eine leicht- bis mÃ¤Ã�iggradige
Aortenklappeninsuffizienz bei wahrscheinlich bikuspider Klappe sowie eine
leichtgradige Mitralklappeninsuffizienz. Die systolische LV-Funktion sei
echokardiographisch erhalten. AuÃ�erdem bestehe noch eine arterielle Hypertonie.
Im Laufe der knapp 4 Jahre habe sich durch technische Untersuchungen mittels
EKG, Echokardiographie und Schrittmacherkontrolle keine Verschlechterung oder
Verbesserung der Befunde objektivieren lassen. Echokardiographisch zeige sich
eine erhaltene systolische LV-Funktion, relevante Druckgradienten im
linksventrikulÃ¤ren Ausflusstrakt lÃ¤gen nicht mehr vor. Seit Ende 2016 klage der
KlÃ¤ger jedoch Ã¼ber eine zunehmende Verschlechterung seines
Allgemeinzustandes mit Blutdruck- und Herzfrequenzschwankungen, deutlichen
EinschrÃ¤nkungen der kÃ¶rperlichen Belastbarkeit sowie prÃ¤kollaptischen
ZustÃ¤nden. Er sei der Meinung, dass der KlÃ¤ger leichte kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeiten
auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt ausfÃ¼hren kÃ¶nne. Ihm stÃ¼nden aber keine
objektiven Tests zur VerfÃ¼gung. Er halte es fÃ¼r kritisch, dass der KlÃ¤ger
Arbeiten vollschichtig verrichten kÃ¶nne, da bei der oben genannten strukturellen
Herzerkrankung durchaus maligne HerzrhythmusstÃ¶rungen bis hin zum
plÃ¶tzlichen Herztod auftreten kÃ¶nnten. Seine EinschÃ¤tzung diesbezÃ¼glich
habe sich von 2014 bis 2018 nicht geÃ¤ndert. 

Die Z1 hat die Befundkopien ihres PraxisvorgÃ¤ngers J, der den KlÃ¤ger behandelt
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hatte, vorgelegt. Das Uklinikum U1 Ã¼bersandte mit Schreiben vom 21.11.2018 die
Befundberichte fÃ¼r die Zeit ab 15.01.2014. 

Das SG hat Beweis erhoben durch Einholung eines kardiologischen Gutachtens. Der
H hat in seinem Gutachten vom 02.05.2019 zusammenfassend ausgefÃ¼hrt, dass
bei dem KlÃ¤ger 2013 eine hypertrophe obstruktive Kardiomyopathie diagnostiziert
worden sei. Da weder die medikamentÃ¶se Therapie noch das TASH-Verfahren
erfolgreich gewesen seien, sei im Oktober 2014 die Einengung des
linksventrikulÃ¤ren Ausflusstraktes operativ behoben worden. Danach sei
echokardiographisch am linksventrikulÃ¤ren Ausflusstrakt kein relevanter Gradient
aufgetreten. Auch die durchgefÃ¼hrte Echokardiographie zeige diesbezÃ¼glich
einen unauffÃ¤lligen Befund, sodass diese Operation mechanisch-funktionell
erfolgreich gewesen sei. Bei der hypertrophen obstruktiven Kardiomyopathie sei
jedoch nicht nur der linksventrikulÃ¤re Ausflusstrakt befallen, sondern das gesamte
Myokard (Herzmuskel) des Herzens. Dies sei bedingt durch eine Hypertrophie
(Verdickung) der linken Kammer und gehe mit Umbauprozessen im Bereich des
Herzmuskelgewebes einher, sodass die Dehnbarkeit des Herzmuskels herabgesetzt
sei, sogenannte diastolische FunktionsstÃ¶rung (ungenÃ¼gende FÃ¼llung der
linken Herzkammer). Diese diastolische Dysfunktion erklÃ¤re die Beschwerden des
KlÃ¤gers mit schon bei leichten Belastungen auftretender Luftnot und Brustenge.
Aufgrund der genannten EinschrÃ¤nkungen der kÃ¶rperlichen LeistungsfÃ¤higkeit
mit Luftnot und Brustenge schon auf niedriger Belastungsstufe kÃ¶nne der KlÃ¤ger
einer ErwerbstÃ¤tigkeit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt seit Dezember 2013
nicht nachgehen. Ã�nderungen seien nicht eingetreten. Eine wesentliche Besserung
des Gesundheitszustandes des KlÃ¤gers sei nicht zu erwarten. Durch die
Herzoperation in G sei die hypertrophe obstruktive Kardiomyopathie nie geheilt
worden.

Die Beklagte hat dahingehend Stellung genommen, dass unter Zugrundelegung
eines im Dezember 2013 eingetretenen Leistungsfalls wegen voller
Erwerbsminderung der KlÃ¤ger ebenfalls die versicherungsrechtlichen
Voraussetzungen nicht erfÃ¼llt habe. Ausgehend von einem im Dezember 2013
eingetretenen Leistungsfall lÃ¤gen im maÃ�geblichen Zeitraum vom 01.05.2007 bis
30.11.2013 lediglich 31 Pflichtbeitragsmonate. 

Der KlÃ¤ger hat zum Gutachten dahingehend Stellung genommen, dass die
hypertrophe obstruktive Kardiomyopathie bereits 1993 diagnostiziert worden sei.
Diese habe auf seine ErwerbstÃ¤tigkeit im Jahr 2013 keinen Einfluss gehabt. Nach
beiden operativen Eingriffen seien echokardiographisch keine relevanten
Gradienten im Bereich des linksventrikulÃ¤ren Ausflusstraktes nachweisbar
gewesen.

Das SG hat die Klage mit Urteil vom 16.10.2019 abgewiesen und sich dabei auf das
Gutachten des H gestÃ¼tzt.

Gegen das ihm am 17.12.2019 zugestellte Urteil hat der KlÃ¤ger am 16.01.2020
Berufung zum Landessozialgericht (LSG) Baden-WÃ¼rttemberg eingelegt. Das SG
und H hÃ¤tten sein Vorbringen, wonach es nach der Myektomie und der
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Implantation des DDD-Schrittmachersystems im Oktober 2014 zu einer
Verbesserung des Gesundheitszustandes und erst ab 2016 erneut zu einer
Verschlechterung gekommen sei, nicht gewÃ¼rdigt. H begrÃ¼nde seine
EinschÃ¤tzung des Eintritts des Leistungsfalls der Erwerbsminderung nicht
ausreichend. Eine Kardiomyopathie stelle einen dynamischen Prozess dar. Es sei zu
wÃ¼rdigen, zu welchem Zeitpunkt die Herzbefunde eine EinschrÃ¤nkung des
zeitlichen LeistungsvermÃ¶gens billigten. Hierzu sei eine ausfÃ¼hrliche
WÃ¼rdigung des Verlaufs erforderlich. Die aktenkundigen Arztberichte des
Uklinikums U1 belegten die zunÃ¤chst eingetretene Verbesserung der
LeistungsfÃ¤higkeit, zB der Befundbericht vom 06.04.2016. Dort habe er â�� der
KlÃ¤ger â�� anamnestisch â��Belastungsdystrophieâ�� mit Schweregrad
NYHAÂ (Schema zur Einteilung von Herzkrankheiten nach ihrem Schweregrad) II
angegeben. Er sei auf dem Fahrradergometer bis 75Â Watt belastbar gewesen. Dies
spreche fÃ¼r ein noch erhaltenes LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r leichte TÃ¤tigkeiten.
Eine Verschlechterung sei ab dem Bericht des Uklinikums U1 vom 14.02.2017
dokumentiert. Auch sei der von der Beklagten angenommene Leistungsfall am
08.09.2015 nicht medizinisch begrÃ¼ndet, sondern durch den Antrag auf
Leistungen zur Grundsicherung nach dem SGBÂ XII bedingt.

Der KlÃ¤ger beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Freiburg vom 16.10.2019 aufzuheben und die Beklagte
unter Aufhebung des Bescheids vom 18.07.2017 in Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 13.10.2017 zu verurteilen, ihm Rente wegen voller
Erwerbsminderung, hilfsweise wegen teilweiser Erwerbsminderung ab 01.04.2017
zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie verweist zur BegrÃ¼ndung auf ihr bisheriges Vorbringen.

Der Senat hat Beweis erhoben durch Einholung eines kardiologischen Gutachtens.
A1, am Zentrum fÃ¼r Innere Medizin, Abteilung fÃ¼r Kardiologie des R-
Krankenhauses S2, hat in seinem Gutachten vom 09.04.2021 folgende Diagnosen
gestellt:

â�� Hypertrophe obstruktive Kardiomyopathie mit Linksherzinsuffizienz NYHAÂ III
bei Zustand nach transkoronarer Ablation der Septumhypertrophie (TASH) am
25.02.2014, Zustand nach erweiterter Myektomie, Mobilisation und Teilexszision
des anterioren und posterioren Papillarmuskels, Resektion hypertrophierter
Trabekel am 30.09.2004, Verapamil-AufsÃ¤ttigung ab 15.10.2015

â�� diastolische Dysfunktion 

â�� bikuspide Aortenklappe, leichtgradige Aortenklappeninsuffizienz
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â�� Ektasie der Aortenwurzel und Aorta ascendens

â�� arterielle Hypertonie mit rezidivierenden hypertensiven Entgleisungen,

â��Â mittelgradige Mitralklappeninsuffizienz,

â��Â leichtgradige Trikuspidalklappeninsuffizienz,

â�� rezidivierende Synkopen 2013, Juli 2015, Dezember 2015, Januar 2016 und
2017

â�� postoperativer AV-Block III.Â Grades, Zustand nach DDD-
Schrittmacherimplantation am 04.10.2014, 

â��Â paroxysmales Vorhofflimmern,

â��Â koronare Herzkrankheit, Herzkatheteruntersuchung 11/2013, Ausschluss
signifikanter
Koronarstenosen 

â��Â Allergie auf Jod- und gadoliniumhaltige Kontrastmittel.

Die Erstdiagnose der hypertrophen obstruktiven Kardiomyopathie sei im Juli 2013
erfolgt. Die im Februar 2014 durchgefÃ¼hrte TASH sei nicht erfolgreich gewesen.
Im Herbst 2014 habe die Myektomie sowie die Schrittmacherimplantation
stattgefunden. In der nachfolgenden ambulanten Vorstellung im Uklinikum U1 im
Februar 2015 sei eine deutliche Linderung der Dyspnoe vermerkt worden.
Ergometrisch habe eine Belastung bis zu 100Â Watt erzielt werden kÃ¶nnen. Somit
habe sich die Linksherzinsuffizienz von der Funktionsklasse NYHA III zur
Funktionsklasse NYHA II gebessert. Im September 2015 sei wieder eine
Linksherzinsuffizienz NYHA III mit Belastungsdyspnoe und pectantinÃ¶sen
Beschwerden bereits unter leichter kÃ¶rperlicher Belastung festgestellt worden.
Zwar habe echokardiographisch weiterhin kein relevanter intracavitÃ¤rer Gradient
vorgelegen, es sei eine Verapamil-AufsÃ¤ttigung empfohlen worden, die stationÃ¤r
vom 15.10.2015 bis zum 18.10.2015 stattgefunden habe. Unter Verapamil-Therapie
habe der KlÃ¤ger im Februar 2016 weiterhin eine Linksherzinsuffizienz NYHAÂ III
angegeben, wie im Ambulanzbrief des Uklinikums U1 vom 12.02.2016 aufgefÃ¼hrt.
Die Linksherzinsuffizienz NYHAÂ III sei durch die pathologische Ergometrie mit einer
maximalen Belastung von 50Â Watt und den Abbruch aufgrund starker Dyspnoe
begrÃ¼ndet. Im MÃ¤rz 2017 sei erstmalig eine eingeschrÃ¤nkte systolische
Globalfunktion ohne jegliche Angabe der linksventrikulÃ¤ren Ejektionsfraktion
erwÃ¤hnt. Aktuell sei von einer kompensierten Linksherzinsuffizienz NYHAÂ III
auszugehen. Die diastolische Dysfunktion des linken Ventrikels sei erstmalig im
Januar 2015 festgestellt worden. Die Aortenklappeninsuffizienz bestehe seit 2013,
initial leichtgradig, seit September 2014 leicht- bis mittelgradig und seit MÃ¤rz 2017
mittelgradig. Die Erweiterung der Aortenwurzel bestehe seit Januar 2014. Die
arterielle Hypertonie bestehe seit 2013 mit hypertensiven Entgleisungen. Auch die
mittelgradige Mitralklappen- und leichtgradige Trikuspidalklappeninsuffizienz sei
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seit 2013 durchweg dokumentiert. Bei dem KlÃ¤ger seien seit mindestens 2013
rezidivierende Synkopen aufgetreten. Bei dem KlÃ¤ger bestehe seit 2013 ein
positives qualitatives LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r kÃ¶rperlich leichte TÃ¤tigkeiten.
Das quantitative LeistungsvermÃ¶gen liege seit 2013 bei weniger als drei Stunden.
Bei dem KlÃ¤ger liege unverÃ¤ndert eine Linksherzinsuffizienz der Funktionsklasse
NYHA-Stadium III seit 2013 vor, sodass sorgfÃ¤ltig abzuwÃ¤gen sei, ob eine leichte
kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeit in mehr als geringfÃ¼gigem Umfang erbracht werden
kÃ¶nne. Unter BerÃ¼cksichtigung des Verlaufs der genannten Erkrankung und
insbesondere der hypertroph obstruktiven Kardiomyopathie und der diastolischen
FunktionsstÃ¶rung des linken Ventrikels sei seit 2013 lediglich ein positives
LeistungsvermÃ¶gen von weniger als drei Stunden tÃ¤glich mÃ¶glich. Es sei
unwahrscheinlich, dass die Erwerbsminderung behoben werden kÃ¶nne.

Hinsichtlich der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts und des Vorbringens der
Beteiligten wird auf die Verwaltungsakten der Beklagten sowie die Verfahrensakten
des SG und des Senats Bezug genommen. 

Â 

EntscheidungsgrÃ¼nde

Die Berufung des KlÃ¤gers hat keinen Erfolg.

Die nach den Â§Â§Â 143, 144, 151 AbsÂ 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG) eingelegte
Berufung ist form- und fristgerecht sowie im Ã�brigen statthaft.

Den Gegenstand des Rechtsstreits bildet der Bescheid vom 18.07.2017 in Gestalt
des Widerspruchsbescheids vom 13.10.2017 (Â§Â 95 SGG), mit dem die Beklagte
den Antrag des KlÃ¤gers auf GewÃ¤hrung einer Rente wegen Erwerbsminderung
fÃ¼r die Zeit ab 01.04.2017 (Monat der Rentenantragstellung) abgelehnt hat.
Dagegen wendet sich der KlÃ¤ger statthaft mit der kombinierten Anfechtungs- und
Leistungsklage (Â§Â§Â 54 AbsÂ 1 und 4, 56 SGG) und begehrt eine Rente wegen
voller, hilfsweise wegen teilweiser Erwerbsminderung ab 01.04.2017. Eine Rente
wegen teilweiser Erwerbsminderung bei BerufsunfÃ¤higkeit nach Â§Â 240 SGBÂ VI
hat der KlÃ¤ger ausweislich seines Antrages in der mÃ¼ndlichen Verhandlung vor
dem Senat â�� zu Recht â�� nicht geltend gemacht, da er am 21.07.1961
geborenen ist und damit von vornherein nicht zum Kreis der Anspruchsberechtigten
dieser Ã�bergangsvorschrift zÃ¤hlt. 

Die Berufung des KlÃ¤gers hat keinen Erfolg. Das SG hat die Klage zu Recht
abgewiesen. Der Bescheid der Beklagten vom 18.07.2017 in Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 13.10.2017 ist rechtmÃ¤Ã�ig und verletzt den KlÃ¤ger
nicht in seinen Rechten.

Der geltend gemachte Anspruch richtet sich nach Â§ 43 SGBÂ VI in der ab
01.01.2008 geltenden Fassung des Art 1 Nr 12 RV-Altersgrenzenanpassungsgesetz
vom 20.04.2007 (BGBl I, 554). Versicherte haben nach Â§ 43 Abs 2 Satz 1 SGB VI
Anspruch auf Rente wegen voller Erwerbsminderung bis zum Erreichen der
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Regelaltersgrenze, wenn sie erwerbsgemindert sind (Nr 1), in den letzten fÃ¼nf
Jahren vor Eintritt der Erwerbsminderung drei Jahre PflichtbeitrÃ¤ge fÃ¼r eine
versicherte BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit haben (Nr 2) und vor Eintritt der
Erwerbsminderung die allgemeine Wartezeit erfÃ¼llt haben (Nr 3). Danach kommt
es fÃ¼r die GewÃ¤hrung einer Rente wegen (voller) Erwerbsminderung darauf an,
dass in den letzten fÃ¼nf Jahren â��vor Eintritt der Erwerbsminderungâ�� drei
Jahre PflichtbeitrÃ¤ge fÃ¼r eine versicherte BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit
entrichtet worden sind (BSG 14.08.2003,Â B 13 RJ 4/03 R, juris Rn 22). Dass die
versicherungsrechtlichen Voraussetzungen nach Eintritt der Erwerbsminderung zu
einem spÃ¤teren Zeitpunkt hinzugetreten sind, genÃ¼gt mithin nicht.Â  

Voll erwerbsgemindert sind nach Â§ 43 Abs 2 Satz 2 SGB VI Versicherte, die wegen
Krankheit oder Behinderung auf nicht absehbare Zeit auÃ�er Stande sind, unter den
Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarkts mindestens drei Stunden
tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig zu sein. Entscheidend ist darauf abzustellen, in welchem
Umfang ein Versicherter durch Krankheit oder Behinderung in seiner kÃ¶rperlichen
und geistigen LeistungsfÃ¤higkeit beeintrÃ¤chtigt wird und in welchem Umfang sich
eine Leistungsminderung auf die FÃ¤higkeit, erwerbstÃ¤tig zu sein, auswirkt. Bei
einem LeistungsvermÃ¶gen, das dauerhaft eine BeschÃ¤ftigung von mindestens
sechs Stunden tÃ¤glich bezogen auf eine FÃ¼nf-Tage-Woche ermÃ¶glicht, liegt
keine Erwerbsminderung im Sinne des Â§ 43 Abs 1 und Abs 2 SGB VI vor. Wer noch
sechs Stunden unter den Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarkts
arbeiten kann, ist nicht erwerbsgemindert; dabei ist die jeweilige Arbeitsmarktlage
nicht zu berÃ¼cksichtigen (Â§ 43 Abs 3 SGB VI).

Zur Ã�berzeugung des Senats ist volle Erwerbsminderung auf Dauer im Dezember
2013 eingetreten. Bei dem KlÃ¤ger bestehen eine hypertrophe obstruktive
Kardiomyopathie, eine Linksherzinsuffizienz Ã¼berwiegend von der Funktionsklasse
NYHA III (jeweils seit Dezember 2013), eine diastolische Dysfunktion des linken
Ventrikels (seit Januar 2015), eine Aortenklappeninsuffizienz (seit 2013, initial
leichtgradig, seit September 2014 leicht- bis mittelgradig und seit MÃ¤rz 2017
mittelgradig), eine Erweiterung der Aortenwurzel (seit Januar 2014), eine arterielle
HypertonieÂ  unter medikamentÃ¶ser Therapie mit hypertensiven Entgleisungen
(seit 2013), eine mittelgradige Mitralklappen- und leichtgradige
Trikuspidalklappeninsuffizienz (seit 2013) sowie rezidivierende Synkopen (seit
mindestens 2013). Der Senat stÃ¼tzt seine Beurteilung des LeistungsvermÃ¶gens
des KlÃ¤gers maÃ�geblich auf das aktuelle Gutachten des Kardiologen A1 sowie auf
das vom SG bei dem H eingeholte Gutachten. Die beiden SachverstÃ¤ndigen
kommen jeweils auf Grundlage einer ausfÃ¼hrlichen Anamnese und einer
eingehenden Untersuchung sowie unter BerÃ¼cksichtigung des bisherigen
Krankheitsverlaufs und unter Auswertung und WÃ¼rdigung der
Behandlungsunterlagen Ã¼ber den KlÃ¤ger zu dem Ergebnis, dass bei dem KlÃ¤ger
jedenfalls seit Dezember 2013 eine schwerwiegende Herzerkrankung vorlag, die
dessen berufliches LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r leichte TÃ¤tigkeiten des allgemeinen
Arbeitsmarktes auf unter drei Stunden arbeitstÃ¤glich beschrÃ¤nkt hat. 

Entgegen der Auffassung des KlÃ¤gers ist es nach der Myektomie und der
Implantation des DDD-Schrittmachersystems im Oktober 2014 nicht zu einer
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nachhaltigen Verbesserung seines Gesundheitszustandes und erst ab 2016 erneut
zu einer Verschlechterung gekommen. Diese im vorliegenden Rechtsstreit
vertretene Auffassung steht im Widerspruch zu seiner eigenen Annahme eines
durchgehend herabgesetzten LeistungsvermÃ¶gens, die sich in den AntrÃ¤gen auf
eine Erwerbsminderungsrente vom 18.12.2013 und 19.02.2015 sowie dem Antrag
auf Grundsicherungsleistungen nach dem SGB XII im September 2015
widerspiegelt. Auch mit seinem Rentenantrag vom 03.04.29017 hat der KlÃ¤ger
noch angegeben, dass er sich seit 2013 fÃ¼r erwerbsgemindert halte. Entscheidend
ist jedoch, dass die beiden gerichtlichen SachverstÃ¤ndigen in ihren Gutachten das
Bestehen einer gravierenden Herzerkrankung mit einer EinschrÃ¤nkung des
beruflichen LeistungsvermÃ¶gens unter arbeitstÃ¤glich 3 Stunden herausgearbeitet
und keine wesentliche Besserung des Gesundheitszustandes des KlÃ¤gers
festgestellt haben. Zu Unrecht meint der KlÃ¤ger, die hypertrophe obstruktive
Kardiomyopathie sei nach Myektomie und der Implantation des DDD-
Schrittmachersystems im Oktober 2014 geheilt gewesen und erst Ende 2016 sei
eine hÃ¤modynamisch relevante Aorteninsuffizienz festgestellt worden. Die
SachverstÃ¤ndigen H und A1 haben zutreffend darauf hingewiesen, dass die
hypertrophe obstruktive Kardiomyopathie weiterhin bestand und darÃ¼ber hinaus
eine Aortenklappeninsuffizienz, eine Erweiterung der Aortenwurzel, eine arterielle
Hypertonie mit hypertensiven Entgleisungen sowie eine mittelgradige
Mitralklappen- und leichtgradige Trikuspidalklappeninsuffizienz vorlagen. Diese
Erkrankungen fÃ¼hrten zu einer erheblich eingeschrÃ¤nkten Belastbarkeit sowie zu
rezidivierenden Synkopen. Im Oktober 2014 wÃ¤hrend der stationÃ¤ren
Rehabilitation zeigte sich nach wie vor eine ausgeprÃ¤gte Belastungsdyspnoe, die
seinerzeit einem ausreichenden quantitativen LeistungsvermÃ¶gen entgegenstand.
Zwar berichtete der KlÃ¤ger im Februar 2015 anlÃ¤sslich der kardiologischen
Verlaufskontrolle Ã¼ber eine deutliche Linderung der Dyspnoe, wobei ihm wegen
einer seinerzeit bestehenden FuÃ�heberparese eine kÃ¶rperliche Belastung nur
sehr eingeschrÃ¤nkt mÃ¶glich war. Zudem bestanden weiterhin die hypertrophe
obstruktive Kardiomyopathie mit einer mittelgradigen konzentrischen Hypertrophie,
ein Hypertonus, eine leicht- bis mittelgradige Aorteninsuffizienz und eine
diastolische Dysfunktion (Bericht des R vom 05.02.2015). Ausweislich des Berichts
des R vom 01.09.2015 Ã¼ber die nÃ¤chste ambulante Vorstellung des KlÃ¤gers in
der kardiologischen Ambulanz des Uklinikums U1 berichtete der KlÃ¤ger wieder
Ã¼ber Belastungsdyspnoe und pectanginÃ¶se Beschwerden unter leichter
kÃ¶rperlicher Belastung sowie Schwindel, Herzrasen, Synkopen im Juli 2015 und
Schmerzen in der sternalen Narbe. Dort wurden eine hypertrophe obstruktive
Kardiomyopathie mit einer hochgradigen konzentrischen Hypertrophie,
rechtsventrikulÃ¤rer Hypertrophie und Ektasie (Aufweitung) der Aortenwurzel, ein
Hypertonus, eine leicht- bis mittelgradige Aorteninsuffizienz und eine diastolische
Dysfunktion festgestellt und eine stationÃ¤re Aufnahme zur Verapamil (selektiver
Calciumkanalblocker)-AufsÃ¤ttigung veranlasst (vgl Entlassbericht des R vom
15.10.2015). Im weiteren Verlauf (Bericht des R vom 12.02.2016) berichtete der
KlÃ¤ger Ã¼ber weiterhin auftretende pectanginÃ¶se Beschwerden, 4 Synkopen sei
Dezember 2015 und Schwindel. Es bestanden weiterhin eine hypertrophe
obstruktive Kardiomyopathie mit reduzierter Pumpfunktion des linken Ventrikels,
hochgradiger konzentrischer Hypertrophie, rechtsventrikulÃ¤rer Hypertrophie und
Ektasie der Aortenwurzel, ein Hypertonus, eine leicht- bis mittelgradige
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Aorteninsuffizienz und eine diastolische Dysfunktion. Ein Belastungs-EKG musste bei
50 Watt aufgrund von starker Dyspnoe abgebrochen werden (so auch bei der am
26.04.2016 durchgefÃ¼hrten Spirometrie; vgl Bericht vom 26.04.2016), was einer
Funktionsklasse NYHA III entspricht. Im weiteren Verlauf (Berichte des R vom
14.02.2017 und 09.04.2018; Entlassbericht des H1 vom 18.09.2017; Bericht des Z2
vom 27.10.2017) wurden eine hypertrophe obstruktive Kardiomyopathie mit einer
mittel- bis hochgradigen konzentrischen Hypertrophie, rechtsventrikulÃ¤rer
Hypertrophie und Ektasie der Aortenwurzel, ein Hypertonus, eine leicht- bis
mittelgradige Aorteninsuffizienz und eine diastolische Dysfunktion sowie
FunktionseinschrÃ¤nkungen nach NYHA II bis III beschrieben. Im Hinblick auf das
Zusammenspiel von hypertropher obstruktiver Kardiomyopathie, diastolischer
Dysfunktion und Hypertonus sowie den beschriebenen FunktionseinschrÃ¤nkungen
(Ã¼berwiegend NYHA III) sind die SachverstÃ¤ndigen H und A1 Ã¼berzeugend zu
der Beurteilung gelangt, dass die berufliche LeistungsfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers
jedenfalls seit Dezember 2013 in zeitlicher Hinsicht auf unter 3 Stunden
arbeitstÃ¤glich eingeschrÃ¤nkt ist und zwar wegen des chronischen
Krankheitsbildes mit Progression auf Dauer. 

Dem stehen die Leistungsbeurteilungen des T (Entlassbericht vom 06.11.2014)
sowie des Z (Gutachten nach Aktenlage vom 15.12.2015) nicht entgegen. T hat im
November 2014 keine LeistungsfÃ¤higkeit gesehen, sondern hat die Vermutung
aufgestellt, dass der KlÃ¤ger langfristig â��mÃ¶glicherweiseâ�� arbeitsfÃ¤hig fÃ¼r
leichte TÃ¤tigkeiten werden kÃ¶nne. Dieser â��Leistungsbeurteilungâ�� hat sich Z
zunÃ¤chst angeschlossen, ohne sich im Einzelnen mit dem Krankheitsverlauf des
KlÃ¤gers zu befassen. Sodann hat Z in seinem Gutachten vom 12.12.0216 seine
Leistungsbeurteilung revidiert und ist ausgehend von dem Datum des
Grundsicherungsantrages, der die Grundlage fÃ¼r das Ersuchen nach Â§Â 45 SGB
XII bildete, von einem LeistungsvermÃ¶gen unter 3 Stunden seit 08.09.2015
ausgegangen. Mit der Frage, ob die zeitliche EinschrÃ¤nkung des
LeistungsvermÃ¶gens schon zuvor vorlag, musste er sich nicht befassen.Â Â Â  

Die versicherungsrechtlichen Voraussetzungen lagen aber im Dezember 2013 (und
auch anschlieÃ�end bis Oktober 2015) nicht vor. Nach dem in den Akten
vorliegenden Versicherungsverlauf vom 18.05.2018 (Bl 31 ff SG-Akten) finden sich
in dem â�� verlÃ¤ngerten (Â§ 43 Abs 4 SGB VI) â�� FÃ¼nfjahreszeitraum vom
01.05.2007 bis 30.11.2013 nur PflichtbeitrÃ¤ge in insgesamt 32 Monaten, wobei
Teilmonate nach dem Monatsprinzip (Â§ 122 Abs 1 SGB VI) als volle Monate
zÃ¤hlen:

04/2013 â�� 11/2013Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â  9
Monate

09/2010 â�� 12/2010Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â  4
Monate

01/2008 â�� 11/2008Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â  Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â  11
Monate
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05/2007 â�� 12/2007Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â  8
Monate

zusammenÂ Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â
 Â Â Â Â  32 Monate

Wegen der durch die selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers bestehenden LÃ¼cke
im Versicherungsverlauf zwischen November 1995 und Oktober 2006 wÃ¼rde dem
KlÃ¤ger weder eine Vorverlegung des Leistungsfalls noch eine VerlÃ¤ngerung des
FÃ¼nfjahreszeitraums nach Â§ 43 Abs 4 SGB VI weiterhelfen. Ein Ausnahmefall iSd 
Â§Â 43 AbsÂ 5 und 6 SGBÂ V ist nicht gegeben. SchlieÃ�lich kann nicht unter
Heranziehung des Â§ 241 Abs 2 SGB VI von der Mindestanzahl von PflichtbeitrÃ¤gen
abgesehen werden, da die allgemeine Wartezeit (Â§ 50 SGB VI â�� 5 Jahre) nicht
bereits vor dem 01.01.1984 erfÃ¼llt war. Das Versicherungskonto des KlÃ¤gers
weist in der Zeit vor dem 01.01.1984 lediglich 50 Monate Beitragsmonate auf und
danach ist nicht jeder Kalendermonat mit rentenrechtlichen Zeiten iSd Â§ 241 Abs 2
Satz 1 SGB VI belegt. Die Erwerbsminderung ist auch nicht bereits vor dem
01.01.1984 eingetreten (Â§ 241 Abs 2 Satz 1 SGB VI). 

Die versicherungsrechtlichen Voraussetzungen lagen unter BerÃ¼cksichtigung von
VerlÃ¤ngerungstatbestÃ¤nden nach Â§ 43 Abs 4 SGB V erst wieder im November
2015 vor. Der maÃ�gebliche FÃ¼nfjahreszeitraum, in dem der Versicherte drei
Jahre PflichtbeitrÃ¤ge fÃ¼r eine versicherte BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit haben
muss, endet aber am Tag vor dem Eintritt der Erwerbsminderung (hier 30.11.2013).
Zu diesem Zeitpunkt waren â�� wie dargelegt â�� die versicherungsrechtlichen
Voraussetzungen nicht erfÃ¼llt. Dass diese zu einem spÃ¤teren Zeitpunkt â��
temporÃ¤r â�� vorlagen, genÃ¼gt nicht.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§Â 193 SGG.

Die Revision wird nicht zugelassen, da ein Grund hierfÃ¼r (Â§Â 160 AbsÂ 2 NrÂ 1
und 2 SGG) nicht vorliegt.

Erstellt am: 12.01.2022

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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